
Rede Antrag Änderung Kraftfahrgesetz, 27.4.2006

Frau Präsidentin! Meine geschätzten Damen und Herren! Hohes Haus! Seit dem Jahr 

2002 müssen neue Autos nicht mehr jährlich zur „Pickerl-Überprüfung“. Das Intervall 

für die wiederkehrende Überprüfung nach § 57a Kraftfahrgesetz lautet seither für 

Neuwagen: drei – zwei – eins, also erstmals drei Jahre nach der Erstzulassung für das 

Pickerl, danach nach zwei Jahren und dann erst jährlich. 

Bei der Abschaffung dieses jährlichen Pickerl-Intervalls wurde seinerzeit von ÖVP und 

FPÖ argumentiert, dass längere Überprüfungsintervalle zu keinerlei 

Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit führen würden. Diese Annahme war, wie 

sich nunmehr herausstellt, viel zu optimistisch. Vier Jahre später wissen wir, dass die 

Fahrzeuge durch die verlängerten Überprüfungsintervalle weder sicherer noch 

umweltfreundlicher geworden sind. Eine Untersuchung des ÖAMTC hat aufgezeigt, 

dass jedes zehnte dreijährige Auto schwere, gravierende Mängel aufweist; vor dem 

„Pickerl-Neu“ war das nur bei jedem zwanzigsten Auto im gleichen Alter der Fall. Der 

ARBÖ schätzt, dass auf Österreichs Straßen insgesamt 50 000 Fahrzeuge unterwegs 

sind, die nicht der Verkehrssicherheit entsprechen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Wir haben diese Erfahrungswerte der 

Autofahrerklubs aufgegriffen und fordern in unserem Antrag 816/A die Rückkehr zur 

jährlichen Pickerl-Überprüfung, zum jährlichen Pickerl-Intervall, im Ausmaß von zwei 

zu eins. Neuwagen sollen demnach zwei Jahre nach der ersten Zulassung zum 

Pickerl müssen, danach hat die Überprüfung jährlich zu erfolgen. 

Die Forderung nach einer Rückkehr zur jährlichen Überprüfung von Fahrzeugen ist 

nicht nur – wie sich herausstellt und wie ich vorhin dokumentiert habe – aus dem 

Blickwinkel der Verkehrssicherheit relevant, sondern insbesondere auch aus Gründen 

des Umweltschutzes. Auch viele Neuwagen weisen auf Grund falscher Einstellungen 

hohe Abgaswerte auf und belasten damit unnötig die Umwelt. 

Geschätzte Damen und Herren, der Verkehr spielt eine beträchtliche Rolle bei der 

Entstehung des Feinstaubs und bei Treibhausgas-Emissionen in Österreich. Diese 

Diskussion haben wir in den letzten Jahren in gesteigerter Form geführt und sind 

mittlerweile an dem Punkt angelangt, an dem wir nach geeigneten, praktikablen 

Maßnahmen suchen, um der Feinstaubproblematik zu begegnen. Daher sollten 

wirklich alle technischen und organisatorischen Möglichkeiten zur Reduktion der 

Emissionen des Verkehrs genutzt werden. Dazu gehört ein ganzes Bündel an 

effektiven Maßnahmen, wie eben auch ein jährlicher Check aller Fahrzeuge, 

optimalerweise kombiniert mit einer Kennzeichnung aller Fahrzeuge nach ihrer 

Schadstoffklasse durch farbige Markierungen auf dem Pickerl, wie ein weiterer 

Entschließungsantrag des Kollegen Krainer und von mir fordert. 

Meine geschätzten Damen und Herren, erstaunlich ist – um es einmal neutral zu 

formulieren – die eher verhaltene Reaktion der Regierung auf unsere Vorschläge. 



Obwohl mit jährlichem Pickerl und Feinstaub-Pickerl die Einhaltung von 

Emissionsstandards bei Straßenfahrzeugen leicht erzielt und kontrolliert werden 

könnte, dürften bei den Regierungsfraktionen offensichtlich ideologische 

Scheuklappen wichtiger als effektive Maßnahmen sein. 

Geschätzte Damen und Herren! Zu der Aussage von Verkehrsstaatssekretär Kukacka, 

dass der finanzielle Anreiz der Regierung für saubere Neufahrzeuge viel klüger als 

alle anderen Vorschläge wäre, möchte ich nur Folgendes anmerken. Das Bonus-

Malus-System für Dieselpartikelfilter dient erstens nur für alle Neufahrzeuge, zweitens 

nur für Dieselfahrzeuge, und es wird drittens nur von einem Drittel der Autobesitzer 

direkt in Anspruch genommen, wobei – und das möchte ich hier ganz eindeutig 

deponieren – die Österreicherinnen und Österreicher umweltbewusster als Vater 

Staat sind. 

Denn der Bund selbst kann bei seinem gesamten Fuhrpark gleich eine 

umweltpolitische Bankrotterklärung abgeben: Von 4 874 Dieselautos im Dienste der 

Republik sind sage und schreibe 68 mit Partikelfiltersystemen ausgestattet. Dieses 

Resultat ist mehr als erschütternd und kommt für die umweltpolitische 

Glaubwürdigkeit der Regierung einer Bankrotterklärung gleich. (Beifall bei der SPÖ.)

Daher: Unterstützen Sie unsere Initiative für einen praktikablen organisatorischen 

Lösungsansatz in dieser schwierigen Materie. – Ich danke vielmals. (Beifall bei der 

SPÖ.)


